
iü 

Nummer   14 
8.  Mai 2003 

www.cdu.de 

D      0      K      U M N A I      0      N 

Gemeinsame Beschlüsse 
der Präsidien von 
CDU und CSU 

Für Wachstum - Sozial ist, 
was Arbeit schafft. Seite 3 

Sofortprogramm zur 
finanziellen Entlastung der 
Kommunen. Seite 8 

München 
am 

4. Mai 2003 

Zentrale Forderungen 
zum geplanten 
EU-Verfassungsvertrag. Seite 9 

Zukunft der Allgemeinen 
Wehrpflicht. Seite 11 



DOKUMENTATION 

Für Wachstum - Sozial ist, was 
Arbeit schafft. 

Beschluss der Präsidien der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands und der Christlich-Sozialen Union in Bayern 

Deutschland steht am Scheideweg. Bei 
Massenarbeitslosigkeit, stagnierender 
Wirtschaft, dramatischen Löchern im 
Bundeshaushalt und einem Reformüber- 
hang in den Bereichen Arbeitsmarkt, 
Wirtschaft und soziale Sicherungssyste- 
me braucht Deutschland Taten. 

Sozial ist, was Arbeit schafft - diese Ma- 
xime ist oberste Richtschnur unseres Han- 
delns. Deswegen stehen wir zu dem Ziel: 3 x 
40, also Senkung der Staatsquote, Senkung 
der Sozialabgaben und Senkung der Steuern. 

Die Motivation von CDU und CSU heißt 
Deutschland. Deshalb bewerten wir Vor- 
schläge nach den Inhalten, nicht nach dem 
Absender. Wir unterstützen, was gut ist, und 
bekämpfen, was schlecht ist für unser Land. 
• Schnellstmöglich müssen die durch 
falsches Regierungshandeln unvermeidli- 
che höhere Neuverschuldung korrigiert und 
die Weichen wieder auf Wachstum gestellt 
werden. 
• Ein höheres Maß an Eigenverantwortung 
und eine niedrigere Steuerlast können nicht 
getrennt voneinander, sondern müssen aus 
Gründen der sozialen Symmetrie in einem 
zeitlichen Zusammenhang gesehen werden. 

Nur so kann verloren gegangenes Ver- 
trauen wieder zurück gewonnen und Pla- 
nungssicherheit wieder hergestellt werden. 

Die Agenda 2010 - am 14. März in Form 
einer Regierungserklärung des Bundeskanz- 
lers im Deutschen Bundestag vorgestellt-hat 
den Status eines Leitantrages der SPD an ei- 
nen Sonderparteitag. CDU und CSU fordern 
den Bundeskanzler auf, seine Vorschläge 
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endlich als Gesetzentwürfe in das parlamen- 
tarische Verfahren einzubringen. Dann wer- 
den wir eine sachliche Bewertung im Interes- 
se Deutschlands vornehmen.-Jeder Tag, der 

nur mit Reden verbracht wird, ist ein ver- 
schenkter Tag für Deutschland! 

Zurzeit gibt es keine Klarheit über den 
Kurs dieser Bundesregierung. Selbst die Re- 
gierungserklärung des Bundeskanzlers und 
der Leitantrag widersprechen sich. Der Leit- 
antrag bleibt hinter der Regierungserklärung 
zurück. Während Schröder noch in seiner 
Regierungserklärung zu Bekenntnissen wie 
zur Senkung der Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung auf 13 Prozent bereit 
war, bleibt der Leitantrag dahinter zurück 
und verliert sich in Allgcmcinplätzen. Auch 
wichtige arbeitsmarkt-politische Fragen zur 
Arbeitslosenversicherung oder zur Zusam- 
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhil- 
fe bleiben offen bzw. werden an Arbeits- 
gruppen wegdelegiert. 

Klarheit leistet der Leitantrag nur an ei- 
ner Stelle: bei der Beschreibung der derzei- 
tigen Lage Deutschlands wird das Scheitern 
von Rot/Grün zutreffend dokumentiert. 

Wie lange muss Deutschland angesichts 
der gewaltigen Probleme noch warten- 
Wann fängt Rot/Grün endlich an zu regie- 
ren? Wann, wenn nicht jetzt, wird der Fuß 
von der Bremse genommen? 

Für Unternehmer und Konsumenten gib1 

es schon lange keine Planungssicherhei* 
mehr: Koalitionsverhandlungen, Steuerver- 

günstigungsabbaugesetz, Regierungserklä- 
rung, Sonderparteitage und Mitgliederbe 
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gehren heißen die Bremsklötze der vergan- 
genen Wochen und Monate. 

Schlimmer noch wiegt die permanente 
Missachtung des Sicherheitsbedürfnisses der 
Menschen in unserem Land. Es ist nicht nur 
die ältere Generation, die angesichts einer In- 
flation von Ankündigungen und anschließen- 
den Verwerfungen von Einzelmaßnahmen 
^tiefst verunsichert ist. Auch das Vertrauen 
Verjüngen Menschen wird angesichts der Per- 
sPektivlosigkeit zahlreicher Vorschläge und 
der dramatischen Situation auf dem Lehrstel- 
len- und Berufsmarkt erschüttert. 

In diesem Zusammenhang fordern CDU 
und CSU die Wirtschaft auf, aus Gründen der 
s°zialen Verantwortung und der Zukunfts- 
vorsorge für jeden Ausbildungswilligen 
au-ch einen Ausbildungsplatz zur Verfügung 
Zu stellen. Darüber hinaus steht die Wirt- 
ehaft nach wie vor in der Verantwortung, 

d'e notwendigen Reformen in ihrem Bereich 
IITl Sinne von mehr Transparenz und Augen- 
maß voran zu bringen. 

Auch die Agenda 2010 krankt daran, dass 
Sle sich jeweils an dem aktuell unbedingt 
Notwendigen, nicht jedoch an den Heraus- 
0rderungen kommender Generationen ori- 

entiert. Eine Folge dieser Politik ist, dass die 
^•enschen in Deutschland nun zum zweiten 
J^al in zwei Jahren eine Rentenreformdis- 

Ussion ertragen müssen. 
Es ist die Aufgabe des Regierungschefs, 

Ur seine Politik eigene parlamentarische 
Mehrheiten zu organisieren. Die Union kann 
nd wird dem Bundeskanzler diese Aufgabe 

U'eht abnehmen. Die Selbstblockade, in die 
er Bundeskanzler die SPD geführt hat, zieht 
le Handlungsunfähigkeit der Bundesregie- 

Ung nach sich. Während das Land immer 
eiter in die Abwärtsspirale gerät, beschaf- 

fe1 sich die Regierungspartei mit sich selbst, 
bin Bundeskanzler, der aus dieser Let- 
ale nicht ausbrechen kann und ein Partei- 
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Vorsitzender, der seinen Anhängern nur mit 
der Vertrauensfrage die Gefolgschaft ab- 
nötigen kann, hat die notwendige Autorität 
längst verspielt. 

Die Union hat mit der Göttinger Er- 
klärung der CDU sowie ersten Überlegun- 
gen der Herzog-Kommission, dem Sanie- 
rungsplan für Deutschland der CSU und dem 
3-Stufenplan der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion umfangreiche Analysen und Re- 
formvorschläge auf den Tisch gelegt. Über 
die bisherige Beschlusslage hinaus kommen 
CDU und CSU überein, bei den anstehenden 
Diskussionen und Gesetzgebungsverfahren 
zu den Bereichen Arbeitslosenversicherung, 
Kündigungsschutz, betriebliche Bündnisse 
für Arbeit und Zusammenlegung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe folgende Punkte 
gemeinsam zu vertreten: 

1. Arbeitslosenversicherung 
Im Bereich der Arbeitslosenversicherung 

müssen nach gemeinsamer Auffassung von 
CDU und CSU die Beiträge von derzeit 6,5 
Prozent so bald wie möglich nachhaltig auf 
unter 5 Prozent gesenkt werden. Dazu ist ein 
Einsparvolumen von etwa 12 Mrd. Euro er- 
forderlich, das vornehmlich beim Arbeitslo- 
sengeld und bei der Bundesanstalt für Arbeit 
erwirtschaftet werden kann. 

Der Leistungskatalog der Bundesanstalt 
für Arbeit ist einer gründlichen Aufgabenkri- 
tik zu unterziehen mit dem Ziel, Leistungsbe- 
reiche, die überwiegend oder ganz sozialpo- 
litischer oder allgemeingesellschaftlicher 
Natur sind, nicht aber dem Wesen einer Ent- 
geltversicherung entsprechen, stufenweise - 
in Abhängigkeit von der Höhe der Arbeitslo- 
sigkeit in den Regionen - aus dem Leistungs- 
katalog der Arbeitslosenversicherung her- 
auszunehmen. Dazu gehören z.B. Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen , Strukturanpassungs- 
maßnahmen, Eingliederungszuschüsse oder 
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die Förderung der beruflichen Weiterbildung. 
Zu prüfen ist, welche dieser versicherungs- 
fremden Leistungen künftig entfallen oder 
anderweitig finanziert werden sollen. Dabei 
ist besonders darauf zu achten, dass Menschen 
mit Behinderung und Jugendliche,dieeinege- 
zielte Vorbereitung für die Arbeitswelt brau- 
chen, weiter entsprechend gefördert werden. 

CDU und CSU treten dafür ein, die Vor- 
aussetzungen für den Bezug von Leistungen 
im Fall der Arbeitslosigkeit strenger zu fas- 
sen. Künftig soll die Bezugsdauer des Ar- 
beitslosengeldes im Regelfall bis zu 12 Mo- 
nate betragen, mit einer höheren Zahl an Bei- 
tragsjahren soll diese Leistung höchstens 18 
Monate bezogen werden können. 

Aus Vertrauensschutzgründen und wegen 
der gegenwärtigen, von Rot/Grün zu verant- 
wortenden Wirtschafts- und Arbeitsmarktla- 
ge soll für einen Übergangszeitraum ein ma- 
ximaler Leistungsanspruch von 24 Monaten 
bei 40 Beitragsjahren bestehen, sofern nicht 
der Arbeitgeber zusätzliche Leistungen, z.B. 
im Rahmen eines Sozialplanes, erbringt. 

Ausgehend von dem Gedanken, dass die 
sozialen Sicherungssysteme vorrangig die 
großen Risiken abdecken sollen,die der Ein- 
zelne nicht tragen kann, treten CDU und 
CSU dafür ein, in der Arbeitslosenversiche- 
rung die Bewältigung von Zeiten kurzfristi- 
ger Arbeitslosigkeit der Eigenverantwor- 
tung und Selbstbeteiligung des Arbeitneh- 
mers zu überlassen. Deshalb soll das Ar- 
beitslosengeld im ersten Monat der 
Arbeitslosigkeit um 25 % abgesenkt werden, 
wobei das Sozialhilfcniveau nicht unter- 
schritten werden darf. 

Darüber hinaus werden CDU und CSU al- 
le Anreize zur Frühverrentung konsequent 
beseitigen. Leistungen, die Arbeitgeber im 
Zusammenhang mit Frühverrentungen er- 
bringen, werden im vollen Umfang auf alle 
Leistungen der öffentlichen Hand (einsch- 
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ließlich Bundesanstalt für Arbeit) angerech- 
net. Das Altersteilzeitgesetz hat zu Mitnah- 
meeffekten in der Form geführt, dass Unter- 
nehmen ältere Arbeitnehmer auf Kosten des 
Beitragszahlers nur noch verkürzt beschäftigt 
haben. Diese Regelungen müssen schnellst- 
möglich auslaufen. Außerdem sollen die An- 
reize zur Frühverrentung durch höhere, nach 
Beschäftigungszeiten gestaffelte Abschläge 
bei vorzeitigem Ruhestandseintritt verringert 
werden. Dabei wird es Ausnahmen für 
langjährig beschäftigte Personen geben, die 
45 Beitragsjahre (einschließlich Kindererzie- 
hungszeiten) zurückgelegt haben. 

2. Kündigungsschutz 
Das Kündigungsschutzrecht bedarf einer 

grundlegenden Reform. Das geltende Kün- 
digungsschutzrecht hat nicht verhindern 
können,dass sich derzeit über4,5 Millionen 
Menschen in offener Arbeitslosigkeit befin- 
den und immer mehr Menschen vom Verlust 
ihres Arbeitsplatzes betroffen sind. Gleich- 
zeitig zögern die Betriebe, neue Mitarbeiter 
einzustellen, weil ihnen die gesetzlichen Re- 
gelungen bei ungewissen Geschäftsaussich- 
ten nicht genügend Flexibilität bieten. Un- 
kalkulierbare Prozessrisiken schrecken ab- 
Ob große oder kleine Betriebe, ob Existenz- 
gründer oder gutsituierte Altbetriebe, ob Ar- 
beitsplatzinhaber oder Arbeitsplatzsuchen- 
de, ob risikofreudige oder sicherheitsorien- 
tierte Mitarbeiter - die Vielfalt der Interes- 
sen von Arbeitnehmern und Unternehmern 
wird vom Gesetz weitgehend über einen 
Kamm geschoren. 

Es ist daher notwendig, das Kündigung^' 
schutzgesetz so umzugestalten, dass eS 

Schutz für langjährig Beschäftigte bietet und 
Einstellungsbarrieren abbaut. Kleinere Be- 
triebe haben bei unsicherer Auftragslage we- 

niger Möglichkeiten, ihr Personal umzü' 
strukturieren. Sie werden von den rechtl'' 
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chen Risiken der Neueinstellungen stärker 
arjgeschreckt. Existenzgründer verfügen in 
den ersten Jahren in der Regel über geringe 
Reserven, unvorhergesehene Geschäftsein- 
brüche auszugleichen. Für beide Gruppen 
s°llten flexiblere Lösungen gefunden wer- 
den. Deshalb fordern CDU und CSU: 
* 1. Unabhängig von der Betriebsgröße 
wird bei allen Neueinstellungen dem Ar- 
beitssuchenden und dem Arbeitgeber die 
Option ermöglicht, zu vereinbaren, dass am 
bisherigen Kündigungsschutz festgehalten 
w'rd oder dass der Arbeitnehmer im Falle ei- 
ner betrieblich bedingten Kündigung gegen 
"erzieht auf den Kündigungsschutz eine ge- 
setzlich geregelte Abfindung erhält. 

Die vom Arbeitgeber mindestens zu zah- 
'ende Abfindung muss gesetzlich festgelegt 
werden. Dabei ist der Beschäftigungszeit 
^es Arbeitnehmers und der Leistungskraft 
aes Arbeitgebers Rechnung zu tragen. 
* 2. Das Kündigungsschutzgesetz gilt nicht 
Ur Neueinstellungen bei Unternehmen, die 

Weniger als 20 Mitarbeiter beschäftigen. 
* 3. Für alle Existenzgründer - unabhängig 
v°n der Unternehmensgröße - entfällt 
Während der ersten vier Jahre ihrer Existenz 
er Kündigungsschutz für ihre Mitarbeiter. 

* 4. Ergänzend zum Optionsmodell ist aus 
gründen der Rechtssicherheit und der Plan- 
arkeit eine Beschränkung der bei der Sozial- 

dusvvahl zu berücksichtigenden Gesichts- 
Punkte auf die maßgeblichen Kriterien Dau- 
r der Betriebszugehörigkeit, Lebensalter 

und Unterhaltspflichten der Arbeitnehmer 
^zustellen. Deshalb ist auch eine Beschrän- 

Ur>g der Nachprüfbarkeit von Richtl inien zur 
°zialauswahl richtig und notwendig. 

*• Betriebliche Bündnisse 
für Arbeit 
Die Lohnstrukturen in Deutschland sind 

rotz gewisser Bemühungen der Tarifpartei- 
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en viel zu unflexibel, um insbesondere der 
wirtschaftlichen Situation der einzelnen Un- 
ternehmen und den regionalen Strukturun- 
terschieden gerecht zu werden. Dadurch 
wird Beschäftigungssicherung und Be- 
schäftigungsaufbau vielfach erschwert. Die 
Rechtsprechung hat den gesetzlichen Spiel- 
raum weiter eingeengt. Stillschweigende 
oder offene Nichtbeachtung des Tarifrechts 
sind insbesondere in den neuen Bundeslän- 
dern schon weit verbreitet. Rechtliche Unsi- 
cherheit und die Abhängigkeit von langwie- 
rigen Tarifverhandlungen lassen viele Be- 
triebe vordem Versuch, individuelle Lösun- 
gen zu erreichen, zurückschrecken. Ar- 
beitsplatzschaffende Investitionen gehen 
aus Deutschland heraus oder kommen erst 
gar nicht herein. 

Deswegen müssen betriebliche Bündnis- 
se durch Änderungen des Tarifvertragsge- 
setzes und des Betriebsvertragsgesetzes in- 
stitutionell verankert werden: 
• 1. Das Günstigkeitsprinzip im Tarifver- 
tragsgesetz sowie das Betriebsverfassungs- 
gesetz müssen so verändert werden, dass Ar- 
beitgeber mit Arbeitnehmern und Betriebs- 
rat zur Beschäftigungssicherung oder zum 
Beschäftigungsaufbau Abweichungen vom 
Tarifvertrag für dessen Laufzeit vereinbaren 
dürfen. Diese Vereinbarungen bedürfen der 
qualifizierten Zustimmung von Betriebsrat 
oder Belegschaft,einer Zustimmung der Ta- 
rifparteien bedarf es nicht. 
• 2. Das Tarif Vertragsgesetz muss zudem so 
klar gestellt werden, dass es den Unterneh- 
men ermöglicht, Arbeitslose während der 
Probezeit unter Tarif zu beschäftigen. 
• 3. Insbesondere für längerfristige Lösun- 
gen wird im Betriebsverfassungsgesetz die 
Möglichkeit von Betriebsvereinbarungen 
zwischen Betriebsrat und Unternehmen 
eröffnet, mit deren Hilfe zur Sicherung von 
Beschäftigung von tariflichen Vereinbarun- 
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gen abgewichen werden darf. Die Tarifpar- 
teien erhalten ein befristetes und begrün- 
dungspflichtiges Widerspruchsrecht. 

4. Zusammenlegung derArbeits- 
losen- und Sozialhilfe 
Das System der Sozialtransfers für er- 

werbsfähige Arbeitslose und Bedürftige ist 
zersplittert, es verführt zu Verschiebebahn- 
höfen zwischen den Trägern der Sozial- 
transfers, behandelt Erwerbsfähige in So- 
zialhilfe und Arbeitslosenhilfe ungleich, 
schafft nicht genügend Anreize, Arbeit auf- 
zunehmen und bietet häufig genug keine 
adäquate Betreuung zur Wiedereingliede- 
rung. Der Grundsatz der Hilfe zur Selbsthil- 
fe ist in weiten Bereichen nicht mehr ver- 
wirklicht. Verstetigung von Erwerbslosig- 
keit, weitreichende soziale Probleme auch 
für die Angehörigen, Ungerechtigkeit und 
übermäßige Belastung der Steuer- und Bei- 
tragszahler sind die Folge. 

Die Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe 
müssen in Leistungsweise, Mitwirkung der 
Empfänger, Betreuung und Trägerschaft 
grundlegend umstrukturiert werden. 
• 1. Die Arbeitslosenhilfe und die Sozial- 
hilfe werden auf dem Leistungsniveau der 
Sozialhilfe zusammengelegt. 
• 2. Die Sozialhilfe wird für Arbeitsunwil- 
lige pauschal um 30 Prozent gekürzt. Als ar- 
beitsunwillig gilt, wer ein Arbeitsangebot - 
gleich welcher Art (bis hin zu Mini-Jobs), 
auch gemeinnützig - oder eine Qualifizie- 
rungsmaßnahme - gleich welcher Art - ab- 
lehnt. Die Beweislast für die Unmöglichkeit 
der Annahme liegt allein beim Sozialhilfe- 
empfänger. Denjenigen, die auf dem Ar- 
beitsmarkt keine Beschäftigung finden, 
müssen Beschäftigungsmöglichkeiten an- 
geboten werden (Jobcenter, gemeinnützige 
Arbeit,Leiharbeit, Sozialarbeit). Wer arbei- 
tet, soll mindestens das bisherige Sozialhil- 
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feniveau (100%) erreichen. Die Möglich- 
keiten für mehr Nettoeinkommen durch Hin- 
zuverdienst werden massiv erweitert. Dazu 
wird die Anrechnung einer als Ergänzung 
verstandenen Sozialhilfe reduziert (aktivie- 
rende Sozialhilfe). 
• 3. Die Schaffung dieser Beschäftigungs- 
möglichkeiten ist eine dezentral zu organi- 
sierende Aufgabe sowohl der Kommunen 
als auch der Arbeitsämter. Die Kommunen 
mit besonders hoher Arbeitslosigkeit erhal- 
ten dafür organisatorische Hilfe und beson- 
dere Finanzmittel. 
• 4. Behinderte, Kinder (insbesondere bei 
alleinerziehenden Eltern) und Pflegebe- 
dürftige sind Personengruppen, die aus ob- 
jektiven Gründen nicht oder nur einge- 
schränkt erwerbsfähig sind und nur be- 
grenzt in eine Sozialhilfe passen, die vor- 
rangig subsidiäre, zeitweise Hilfe zur 
Reintegration in den Arbeitsmarkt sein soll- 
Dies ist bei den Regelungen zu Kürzungen 
und Mitwirkung zu berücksichtigen. Lang- 
fristig werden für sie eigene Transfersyste- 
me angestrebt. 
• 5. Die Vermögensanrechnung bei der 
Feststellung der Bedürftigkeit wird geän- 
dert. Bundeseinheitlich wird der Schutz für 
Vermögen, das der Alterssicherung dient, 
viel stärker berücksichtigt. Eine Beschrän- 
kung auf Vermögenswerte im Rahmen der 
„Riester-Rente" wird abgelehnt. Der Um- 
fang des Schutzes wird nach Berufsjahren 
gestaffelt. 
• 6. Die zusätzlichen Finanzlasten für die 
Träger der zusammengeführten Systeme 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe müs- 
sen dauerhaft und verlässlich kompensier1 

werden. 
• 7. Sozialhilfeempfänger werden bei der 
Gesundheitsversorgung mit den Versicher- 
ten in der gesetzlichen Krankenversicherung 

gleich behandelt. 
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Sofortprogramm zur finanziellen 
Entlastung der Kommunen 

Die verfehlte Wirtschafts- und Finanzpo- 
''tik der rot-grünen Bundesregierung ist für 
das Wegbrechen der kommunalen Steuer- 
Annahmen und ihre Lastenverlagerungspo- 
htik für die Verschärfung der Ausgabensi- 
«Jation der Kommunen verantwortlich. Die 
Bundesregierung hat - von der Freistellung 
der Kommunen von den Zahlungen an den 
^ufbauhilfefonds abgesehen - bislang kei- 
ne brauchbaren Vorschläge gemacht, um die 
Kommunen rasch finanziell zu entlasten. 
Das angekündigte kommunale Investitions- 
Programm hilft den Kommunen nicht, weil 
Sle zusätzliche Schulden in ihrer prekären Fi- 
nanzsituation nicht mehr aufnehmen und 
Keine Mittel zur Kofinanzierung aufbringen 
können. Da Rot-Grün die angekündigte Ge- 
"^eindefinanzreform verschleppt hat, ist ei- 
ne Lösung zum 01.01.2004 nicht möglich. 

Wir stellen mit unserem Sofortprogramm 
Voi\ was die Kommunen brauchen: schnell 
'leßeride zusätzliche Einnahmen und rasch 
uhlbare Entlastungen auf der Ausgabensei- 

je»ohne Bürger und Wirtschaft zu belasten! 
Ini Einzelnen: 

erbesserungen auf der Einnahmenseite: 

' • Reduzierung der Gewerbesteuerumla- 
§e auf das Niveau vor der rot-grünen Steuer- 
reform (2 Mrd. € 2003; 2,3 Mrd. € 2004). 

2- Erhöhung des Anteils der Kommunen 
^ Umsatzsteueraufkommen im Jahr 2004 
(e'nmaligvonz.Zt.2,2auf3%: 1,1 Mrd.€). 

Damit stünden den Kommunen zusam- 
en mit der bereits im Gesetzgebungsver- 

anren befindlichen Entlastung der Kommu- 
nen von den Flutopferhilfezahlungen (2003 
j^rnalig 0,8 Mrd. €) 2003 zusätzliche Ein- 
ahmen von insgesamt ca. 2,8 Mrd. € und 

2004 ca. 3,4 Mrd. € zur Verfügung! 

Entlastungen auf der Ausgabenseite: 

• 3. Entlastung der Kommunen bei der So- 
zialhilfe durch Zusammenführung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe auf Sozialhilfe- 
niveau (Entlastung der Kommunen je nach 
Ausgestaltung derdiskutierten Modelle zwi- 
schen 1,1 Mrd. € und 4,5 Mrd. €). 
• 4. Aufhebung des Grundsicherungsgeset- 
zes oder vol lständiger Ausgleich des Bundes 
für die Belastungen der Kommunen aus dem 
Grundsicherungsgesetz (Entlastung der 
Kommunen um mindestens 140 Mio. €). 
• 5. Sofortige Novellierung des SGB VIII 
zur Entlastung der Kommunen bei den Aus- 
gaben für Kinder- und Jugendhilfeleistun- 
gen (Entlastung der Kommunen um 150 bis 
200Mio.€). 
• 6. Entlastung der Kommunen bei der So- 
zialhilfe durch stärkere Anreize zur Arbeits- 
aufnahme von Sozialhilfeempfängern (Ab- 
senkung der Sozialhilfe auf 70 % bei Arbeits- 
unwilligkeit, Modelle der aktivierenden So- 
zialhilfe) sowiedurch organisatorische Hilfe 
und besondere Finanzmittel für Kommunen 
mit besonders hoher Arbeitslosigkeit bei der 
dezentralen Schaffung von Beschäftigungs- 
möglichkeiten. 
• 7. Vorbereitung eines eigenen Leistungsge- 
setzes des Bundes für Menschen mit Behinde- 
rung (Entlastung je nach Ausgestaltung). 
• 8. Ausformulierung eines Konnexitäts- 
prinzips auf Bundesebene (keine Belastun- 
gen der Kommunen ohne entsprechenden 
Ausgleich; nicht bezifferbar). 

Damit würden die Kommunen auf der 
Ausgabenseite rasch um insgesamt ca. 1,4 
Mrd. € bis 4,8 Mrd. € pro Jahr entlastet! 
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Zentrale Forderungen zum geplanten 
EU-Verfassu ngsvertrag 

Die Fraktionsvorsitzenden von CDU und 
CSU der deutschen Länderparlamente 
und des Deutschen Bundestages sowie der 
Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament haben auf der 
Großen Konferenz der Fraktionsvorsit- 
zenden am 29.4.2003 in Brüssel umfas- 
send zum Europäischen Verfassungsver- 
trag Stellung genommen. Angesichts des 
aktuellen Diskussionstands im Konvent 
erscheint es besonders dringlich, auf fol- 
gende Punkte besonders hinzuweisen: 
• 1. Es ist daran festzuhalten, dass die Be- 
gründung oder Änderung von Kompetenz- 
grundlagen der Ratifikation durch alle Mit- 
gliedstaaten bedarf, und zwar hinsichtlich 
Teil I und Teil II des VerfassungsVertrags. 
Da die konkrete Reichweite der Zuständig- 
keiten der EU in Teil II des Verfassungsver- 
trags bestimmt wird, ist esunverzichtbar,die 
Teile I und II des Verfassungsvertrags ge- 
meinsam zu verabschieden. 

Die Europäische Union ist kein eigen- 
ständiger Staat mit dem Recht autonomer 
Kompetenzbegründung. Ein Abweichen 
von diesem Grundsatz wäre der entschei- 
dende Schritt in den Bundesstaat, den die 
Menschen nicht wollen. Der Vorschlag zu 
Teil III, Art. F des Verfassungsvertrages 
wird deshalb voll unterstützt. 
• 2. Die EU-Kompetenzen müssen besser 
abgegrenzt werden, um unkontrollierte Zen- 
tralisierung zu verhindern und Eigenverant- 
wortung von Bürgern, Regionen und Mit- 
gliedstaaten zu sichern. 

An der Übertragung konkreter Zustän- 
digkeiten auf die EU durch Einzelermächti- 
gungen ist deshalb festzuhalten. Die Kom- 
petenzen der EU können nicht allgemeinen 
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Zielvorgaben oder pauschalen Aufgabenka- 
tegorien, sondern nur konkreten Einzeler- 
mächtigungen entnommen werden. Es muss 
in Teil I, Art. 10 Abs. 6 des Verfassungsver- 
trages sichergestellt werden,dass die Reich- 
weite von EU-Zuständigkeiten allein in Teil 
II bestimmt wird. 
• 3. Eine Koordinierung der Wirtschaftspo- 
litik der Mitgliedstaaten durch die EU wird 
abgelehnt. 

Der Begriff Wirtschaftspolitik ist kaum 
eingrenzbar und umfasst letztlich auch Ar- 
beitsmarkt- , Steuer- oder Sozialpolitik. Eine 
Koordinierung durch die EU würde ihr letzt- 
lich eine Generalermächtigung für alle die 
se Bereiche verschaffen. Einheitliche Vor- 
gaben in diesen Bereichen führen aber zu 
Verkrustung und Nivellierung auf niedri- 
gem Niveau. Statt einer Zentralisierung 
brauchen wir in Zeiten erhöhten Wettbe- 
werbsdrucks auch weiterhin die Flexibilität 
der Mitgliedstaaten. Es muss daher wie bis- 
her bei der Koordinierung durch die Mit' 
gliedstaaten bleiben. 
• 4. Die Finanzierung der Europäischen 
Union muss weiterhin auf Beiträgen der Mit' 
gliedstaaten beruhen. Eine EU-Steuer ist ab- 
zulehnen. Die Einstimmigkeit beim Eigen' 
mittelbeschluss muss beibehalten werden- 

Eine EU-Steuer würde die steuerpolit'' 
sehen Lenkungsmöglichkeiten und finanz'' 
eilen Spielräume der Mitgliedstaaten ein- 
schränken. Sie würde außerdem den Re' 
formdruck und die Haushaltsdisziplin au 
europäischer Ebene schwächen und letztl'c 

zu einer Erhöhung der Gesamtbelastung def 

Bürger führen. Mit einer EU-Steuer wäre 
massiver Zentralisierungsschub zu erwaf' 
ten. Nur mit einstimmigem Eigenmittelbe- 
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•Schluss bleiben finanzielle Belastungen der 
Nettozahler berechenbar. 

Der Vorschlag zu Teil I, Art. 38 Verfas- 
sungsvertrag wird daher voll unterstützt. 
• 5. Die Flexibilitätsklausel soll Maßnah- 
men für unvorhergesehene Notfälle außer- 
halb einer Rechtsharmonisierung ermögli- 
chen. 

Weil solche Maßnahmen der EU neue 
Kompetenzfelder eröffnen, sollen hierauf 
gestützte Rechtsakte einstimmig verab- 
schiedet und zeitlich befristet werden. 

Mit der Flexibilitätsklausel kann die EU in 
"ereichen, in denen sie bisher keine Zustän- 
d|gkeiten hat, Regelungen treffen. Mit Hilfe 
e'ner Befristung dieser Maßnahmen könnte 
aber sichergestellt werden, dass es nicht zu 
dauerhaften Kompetenzübertragungen ohne 
Zustimmung derMitgliedstaaten kommt. Der 
Vorschlag zu Teil I, Art. 16 Verfassungsver- 
rag ist entsprechend zu ergänzen. 
* 6. Erforderlich ist eine Verbesserung der 
verfahrensrechtlichen Absicherung des Sub- 
^'diaritätsgrundsatzes.   Den   Regionen   ist 
n'erzu ein eigenständiges Klagerecht zum 
chutz ihrer Gesetzgebungsbefugnisse ein- 

räumen. Unabdingbar ist,dass beide Kam- 
mern  der  nationalen   Parlamente  in  das 

•"ühwarnsystem zur Subsidiaritätskontrolle 
'nbezogen werden und beide Parlaments- 
arnmern unabhängig vom Mitgliedstaat ein 
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unmittelbares Klagerecht zur Rüge von Sub- 
sidiaritätsverstößen vordem EuGH erhalten. 
• 7. Die Präambel des VerfassungsVertrags 
soll einen Gottesbezug enthalten.Zumindest 
ist deutlich auf die religiösen Werte hinzu- 
weisen, die eine der Grundlagen der Union 
bilden. 

• 8. Die „Methode der offenen Koordinie- 
rung" erschwert die Bemühungen um eine 
verbesserte Kompetenzabgrenzung. Mit der 
Offenen Koordinierung trifft die EU fakti- 
sche Vorgaben für die Mitgliedsstaaten auch 
in Bereichen, in denen sie nicht zuständig ist 
(z.B. Bildung). 

Sollte die Methode der offenen Koordi- 
nierung in den Verfassungsvertrag aufge- 
nommen werden, muss sie außerhalb von 
EU-Kompetenzen auf Informations- und Er- 
fahrungsaustausch beschränkt sein. 
• 9. Im Bereich Einwanderung (Vorschlag 
zu Teil II, Art. 12 Verfassungsvertrag) ist 
klarzustellen, dass die Mitgliedstaaten wei- 
terhin berechtigt sind, über das Maß der Ein- 
wanderung und den Zugang von Drittstaats- 
angehörigen zu ihrem nationalen Arbeits- 
markt zu entscheiden. 

Die Frageder Zuwanderung betrifft einen 
Kernbereich der Staatlichkeit, der in natio- 
naler Verantwortung verbleiben muss und 
aus Sicht der Bevölkerung auch allein dort 
zu verantworten ist. 
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Zukunft der Allgemeinen Wehrpflicht 
Ausgehend von den Überlegungen der 
CDU/ CSU-Bundestagsfraktion zur Ver- 
teidigungspolitik und zur Neuordnung 
der Bundeswehr („Bundeswehr in einem 
geänderten sicherheitspolitischen Um- 
feld") beschließen die Präsidien von CDU 
und CSU folgende Stellungnahme: 

Ohne die notwendige Diskussion über die 
zu aktualisierenden Rahmenbedingungen 
für die Bundeswehr gibt der Verteidigungs- 
minister nun doch die Wehrpflicht zur Spe- 
kulation frei. Nicht umsonst hatte er vor Mo- 
naten das Thema noch an das Ende der Re- 
formüberlegungen gestellt. 

Ohne Klarheit über den Auftrag unserer 
Streitkräfte - neu ausgerichtet an der geän- 
derten Bedrohung, wie wir sie in unserem 
Positionspapier „Bundeswehr in einem 
veränderten sicherheitspolitischen Um- 
feld" beschrieben haben - ist diese Diskus- 
sion verantwortlich nicht zu führen. Für 
„Schüsse aus der Hüfte" sollte das Thema 
zu schade sein. Schließlich hängt an der 
Wehrpflicht nicht nur ein entscheidendes 
Stück demokratischer Tradition unserer 
Bundeswehr, wenn nicht gar der Bundesre- 
publik, sondern sie stellt auch eine zu- 
kunftsträchtige Option für die Beantwor- 
tung der neuen sicherheitspolitischen Her- 
ausforderungen dar. 
• 1. Umfang und Struktur der Bundeswehr 
sowie Ausgestaltung und Dauer des Wehr- 
dienstes haben sich an den Aufgaben der 
Bundeswehr auszurichten. Für CDU und 
CSU umfasst das Aufgabenspektrum Ver- 
teidigung, Krisenbewältigung und Konflikt- 
minimierung sowie Einsätze im Rahmen des 
Zivil- und Katastrophenschutzes nach Maß- 
gabe des Grundgesetzes. 

Dazu   bedarf  die   Bundeswehr  einer 
fähigkeitsorientierten Ausrüstung, die ihr 
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aber von der jetzigen Bundesregierung in 
großem Ausmaß und unter Missachtung na- 
tionaler und internationaler Verpflichtun- 
gen vorenthalten wird. Durch eine unklare 
Auftragslage und allein finanzpolitische 
Erwägungen wird zudem nicht erkennbar, 
wie das Struktur- und Personalkonzept der 
Bundeswehr aussehen soll. Somit bleibt 
auch nicht nachvollziehbar, auf welcher 
Grundlage nunmehr der Wehrdienst ver- 
kürzt werden soll. 
• 2. Die Bundesregierung hat bis heute kein 
Weißbuch als notwendige Grundlage für al- 
le sicherheitspolitischen Konzepte vorge- 
legt. Aus solch einer für die gesamte Bun- 
desregierung verpflichtenden Vorgabe ließe 
sich dann in einem Ressortkonzept Verteidi- 
gung, gegebenenfalls in einem übergreifen- 
den Konzept Innere/Äußere Sicherheit eine 
auftragsgemäße Struktur entwickeln. 

Wer die Wehrdienstdauer einschneidend 
ändern will,ist inder Begründungs-und Dar- 
legungspflicht, dass diese Entscheidung mit 
den Anforderungen an die von ihm zu ver- 
antwortende Bundeswehrstruktur überein- 
stimmt und darf nicht in den Geruch finanz- 
politischer Willkürlichkeit geraten. Sinn- 
Zweck und Dauer der Wehrpflicht muss un- 
seren Bürgern erklärbar sein. 

Praktisches Kriterium für die Wehr- 
dienstdauer muss dabei sein, wie lange ein 
Soldat für die vorgesehenen Aufgaben aus- 
gebildet werden muss und wie lange er sei- 
ne Kenntnisse und Fähigkeiten in den akti' 
ven Strukturen der Streitkräfte noch ge' 
winnbringend einbringen kann. 

Die alles entscheidende Frage aber ist,o" 
die Streitkräfte auch zukünftig Aufgaben de1" 
Landes- und Bündnisverteidigung vor alle111 

in der Verteidigung des eigenen Territoi"1' 
ums gegen neue Bedrohungsformen warn" 
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nehmen sollen und ob und wie viele Wehr- 
Pflichtige hierfür notwendig sind. 

Exakt diese Fragen bleiben weitgehend 
Ur>geklärt: Die bruchstückhaft bekannt ge- 
wordenen Überlegungen der Bundesregie- 
rung sind unscharf, ob sie für Landesvertei- 
digung und in welcher Form derselben 
2ukünftig Bedarf sieht und wie sie den Art. 
°7a GG zukünftig ausgestaltet sehen will. 
Wir halten Heimatschutz als Verteidigung 
§egen asymmetrische Bedrohung für unab- 
dlngbar und verweisen insoweit auf unser 
^°sitionspapier „Bundeswehr in einem ver- 
änderten sicherheitspolitischen Umfeld", 
^ier legitimiert sich auch die Wehrpflicht. 

Die gegenwärtige diffuse und wider- 
sprüchliche vom Bundesverteidigungsmini- 
ster angezettelte Diskussion zur Verkürzung 
der Wehrpflicht schadet der Bundeswehr 
ni>chhaltig. 

Wir erwarten vom Verteidigungsminis- 
ter verlässliche Aussagen 

zur Frage des notwendigen Umfangs des 
ersonals für die Aufgaben asymmetrischer 

Landesverteidigung, 
zur Frage der Ausbildungsziele für die 

^ufgaben der Landesverteidigung, 
zur möglichen Einbeziehung Wehrpflich- 

'§er in Aufgaben der Einsatzkräfte auf frei- 
öliger Basis, 

zur Auswirkung auf Nachwuchsgewin- 
|"ung und Ausbildungsstruktur 

und zu den zu erwarteten Kosten für die 
notwendige Steigerung der Attraktivität des 

tenstes  von  Berufs-  und Zeitsoldaten, 
er>n man bedenkt, dass selbst gegenwärtig 

^°n der Zielgröße 205.000 für Berufs- und 
^"Soldaten fast bis zu 20.000 Stellen nicht 
esetzt werden können. 

•*• Die Allgemeine Wehrpflicht ist auch un- 
veränderten sicherheitspolitischen Ran- 

dbedingungen überzeugend begründbar. 
ehrpflichtige   versehen   in   allen   Berei- 
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chen der Streitkräfte heute einen wertvollen 
Dienst, der in vielen Fällen qualitativ dem 
Niveau junger Zeitsoldaten entspricht. Der 
Bundeswehr ist es auf diesem Wege mög- 
lich, ihre potenziellen Zeit- und Berufssolda- 
ten unter Eignungs- und Leistungsaspekten 
selbst zu rekrutieren. 

Wehrpflichtige versehen ihren Dienst 
nicht nur in der Heimat, sondern auch in den 
Einsatzgebieten. Für Wehrpflichtige auf 
freiwilliger Basis ist es jetzt schon möglich 
(Freiwillig länger dienende Wehrpflichtige 
mit einer Verwendungsdauer von 10-23 
Monaten), sich für einen Dienst in einem 
Einsatzland zu melden. Über eine Auswei- 
tung und Erhöhung der Attraktivität für sol- 
che Einsatzfunktionen muss nachgedacht 
werden. 

Die Wehrpflicht ist für die Herausforde- 
rungen der Zukunft gestaltbar. Sie erfüllt 
zudem in hohem Maße den Grundsatz der 
Wehrgerechtigkeit. Bis in die jüngste Ver- 
gangenheit haben über 95 % der tauglich 
gemusterten Soldaten ihren Dienst in der 
Bundeswehr geleistet; selbst ohne die 
jüngste zweifelhafte Änderung der Taug- 
lichkeits- und Einberufungskriterien könn- 
ten bei gegenwärtiger Soll-Personalstärke 
auch zukünftig die weitaus meisten der zum 
Wehrdienst verpflichteten jungen Männer 
gezogen werden. Auch diese hohe Aus- 
schöpfungsquote trägt entscheidend mit 
zur hohen Akzeptanz der Wehrpflicht in un- 
serer Bevölkerung bei. Es gibt keinen er- 
sichtlichen Grund, davon ohne Not und hin- 
reichend überzeugende Begründung abzu- 
weichen. 

• 4. Die derzeitige Wehrdienstdauer in der 
Bundeswehr von neun Monaten stellt einen 
Zeitrahmen dar, der eine solide Ausbildung 
der Wehrpflichtigen und ihre anschließende 
Verwendung in den aktiven Verbänden und 

Einheiten derheutigen Bundeswehr möglich 
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macht. Auch im Rahmen einer neuen Bun- sich bringen. Es wäre sorgfältig zu prüfen, 
deswehrstruktur ist es unabdingbar, dass wie bei einer zukünftigen Bundeswehrre- 
sich die Wehrpflichtdauer nach den Erfor- form Einheiten mit Wehrpflichtigen Aufga- 
dernissen richtet, die Ausbildung und Auf- ben im Rahmen des Heimatschutzes Über- 
trag der Einheiten mit Wehrpflichtigen mit nehmen können. 
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